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Eine Motion Estermann (svp, LU) forderte den Bundesrat dazu auf, Massnahmen zu
ergreifen, um die Zahl der Spätabtreibungen in der Schweiz zu reduzieren. In ihrer
Begründung forderte die Motionärin eine umfassende Information über die Risiken
eines Schwangerschaftsabbruch, über die Wahrscheinlichkeit von Fehldiagnosen sowie
über die Lebensfähigkeit und Lebensqualität eines Kindes mit Anomalien. Zusätzlich
verlangte die SVP-Nationalrätin die Erhebung der Richtigkeit von diagnostizierten
Anomalien nach einer Abtreibung, um Aussagen über die Quote von Fehldiagnosen zu
erhalten. 
In seiner Antwort gab der Bundesrat zuerst zu Protokoll, dass die Schweiz im
internationalen Vergleich über eine tiefe Schwangerschaftsabbruchrate verfüge. Weiter
verwies er auf die im Jahr 2018 verabschiedete Totalrevision des Bundesgesetzes über
genetische Untersuchungen beim Menschen (GUMG), gemäss welcher ein
Aufklärungsgespräch nicht erst beim Entscheid zum Schwangerschaftsabbruch,
sondern bereits beim Entscheid über die Durchführung einer pränatalen genetischen
Untersuchung durchgeführt werden müsse. Dazu gehöre ebenfalls eine umfassende
genetische Beratung nach Durchführung der genannten Untersuchung sowie das
Hinweisen der schwangeren Frauen auf unabhängige Stellen zur Information und
Beratung für pränatale Untersuchungen, die die Kantone nun einzurichten hätten. Das
GUMG schreibe ferner vor, dass Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch in
Betracht ziehen, über Alternativen zur Abtreibung informiert und beraten sowie auf
Vereinigungen von Eltern mit behinderten Kindern hingewiesen werden, so der
Bundesrat weiter. Aus diesen Gründen sah er keinen zusätzlichen Handlungsbedarf zur
weiteren Reduktion von Spätabtreibungen. Mit den getroffenen Massnahmen werde
seiner Meinung nach bereits sichergestellt, dass «Schwangerschaftsabbrüche nach der
12. Schwangerschaftswoche auch künftig stets Ultima Ratio bleiben». Der Nationalrat,
der die Motion in der Sondersession vom Mai 2022 beriet, lehnte sie mit 132 zu 36
Stimmen bei 13 Enthaltungen ab. Zustimmende und enthaltende Stimmen fanden sich
dabei in den Fraktionen der SVP und der Mitte. 10 Ratsmitglieder der SVP und 19
Nationalrätinnen und Nationalräte der Mitte-Fraktion lehnten die Forderung ebenso
wie die anderen, geschlossen dagegen stimmenden Fraktionen ab. 1
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